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PD Dr. David Kästle-Lamparter 
Frühjahrs-/Sommersemester 2026 

Hausarbeit zur Übung für Fortgeschrittene 

Sebastian Sigismund Freiherr von Steineck (S) ist der letzte männliche Nachkomme aus dem Ge-
schlecht der einstmals bedeutsamen Herren von Steineck. Sein ganzer Stolz ist die etwas in die Jahre 
gekommene Burg Steineck im Rheinland, auf der er seit Kindestagen wohnt, und die seit dem Tod sei-
nes Vaters am 20. August 2023 ihm gehört. Seinen Lebensunterhalt hat er zuletzt aus der Erbschaft 
seiner verstorbenen Eltern bestritten. Nach einer aufwändigen Sanierung der Burg sind seine Geldvor-
räte allerdings langsam aufgebraucht. In einer Radiosendung hat S aufgeschnappt, dass man sich Li-
quidität mithilfe einer Inhabergrundschuld verschaffen könne. S möchte sich über diese Möglichkeit 
näher informieren. Auf halbgare Informationen unklarer Herkunft möchte sich S dabei nicht einlassen. 
Bei seiner Recherche im Internet stößt er auf das Angebot des Rechtsanwalts R, der auf seiner Web-
seite verkündet: „Auf Wunsch liefere ich Ihnen gerne maßgeschneiderte Themen-Guides zu Ihrem 
Rechtsthema. Damit sind Sie bestens präpariert!“ Der Kunde muss dafür nur seinen Themenwunsch 
in ein Online-Formular eingeben. S ist begeistert und bestellt bei R einen „Themen-Guide“ zur Inha-
bergrundschuld, der ihn über die Funktionsweise und wichtigsten rechtlichen Merkmale der Inhaber-
grundschuld aufklären soll. Freudig klickt S auf „zahlungspflichtig bestellen“ und überweist das von 
R vorab verlangte Honorar von 200 €. Wenige Tage später sendet R dem S das gewünschte Kompen-
dium per E-Mail zu. S lädt die Datei herunter und schreibt dem R, er habe den Guide dankend erhalten. 

Das Geschäftsmodell des R besteht freilich darin, die Kompendien durch ChatGPT erstellen zu las-
sen, in ein Dokument mit seinem Briefkopf zu kopieren und dieses dem Kunden nach flüchtiger Plau-
sibilitätsprüfung als PDF-Datei zur Verfügung zu stellen. R ist dabei bewusst, dass ein Großes Sprach-
modell wie ChatGPT zu Fehlern wie sogenannten Halluzinationen neigt und die Ausführungen zur 
Rechtslage daher nicht immer zutreffend sind. Allerdings hat R zu viel mit normalen Mandaten zu tun, 
als dass er die Zeit hätte, seine „Guides“ gründlich zu prüfen. Tatsächlich enthält auch das an S ver-
sandte Kompendium diverse juristische Fehler. Das fällt dem S aber erst mehrere Wochen später auf, 
als er auf einer Familienfeier auf seine 20-jährige Nichte Nathalie (N) trifft und ihr von dem „tollen Jura-
Guide“ erzählt. N studiert inzwischen Jura, was S noch gar nicht gewusst hatte, und kennt sich mit der 
Inhabergrundschuld zufällig aus, nachdem sie sich im Rahmen einer Hausarbeit die nötigen Kennt-
nisse dazu erarbeiten musste.  

Auf Anraten der N fordert S den R dazu auf, innerhalb von drei Wochen eine Fassung zur Verfügung zu 
stellen, in der „sämtliche Fehler behoben und die gegebenen Informationen rechtlich zutreffend“ 
sind. S erhält keine Antwort von R. Nach Ablauf der drei Wochen bittet S die N, den Leitfaden zu korri-
gieren, was N auch beanstandungsfrei tut. N möchte aus familiärer Verbundenheit dafür keine Bezah-
lung. Eine angemessene Vergütung hätte 100 € betragen. 

Frage 1: Kann S von R Zahlung von 100 € verlangen? 

Bearbeitungsvermerk: Gehen Sie davon aus, dass R die gesetzlich vorgegebenen Informationspflich-
ten erfüllt hat und dass S ausdrücklich zugestimmt hat, dass R mit der Erbringung seiner Leistung vor 
Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. 
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Fallfortsetzung 

S schreitet nun zur Tat und schickt ein notariell beglaubigtes Schreiben an das örtlich zuständige 
Grundbuchamt. Darin erklärt er, dass er als Eigentümer des Grundstücks der Burg Steineck eine In-
habergrundschuld in Höhe von 100.000 €, zerlegt in zehn Teile zu je 10.000 €, bestelle und die Eintra-
gung ins Grundbuch bewillige. Das Grundbuchamt übersendet dem S die gewünschten zehn Teil-
grundschuldbriefe und trägt die Inhabergrundschuld am 1. Oktober 2025 in das Grundbuch ein. 

Am 15. Oktober 2025 wendet sich S telefonisch an das Pfandleihhaus Pfälzle (P) und erklärt dem P, 
dass er 30.000 € an liquiden Geldmitteln benötige und ihm dafür eine „erstrangige Inhabergrund-
schuld an einem erstklassigen Burggrundstück“ zur Verfügung stellen könnte. Seine Nichte N werde 
für ihn den gesamten „Papierkram“ erledigen. P ist einverstanden und sagt dem S zu, die notwendigen 
Vertragsunterlagen per E-Mail direkt der N zukommen zu lassen. Daraufhin bereitet P einen „Pfand-
kreditvertrag“ über 30.000 € vor und übersendet am 22. Oktober den Vertrag mit allen gesetzlich not-
wendigen Angaben per E-Mail an N. Der Vertrag sieht die Auszahlung der Kreditsumme an S, die Über-
gabe des Inhabergrundschuldbriefes an P, eine Kreditlaufzeit von sechs Monaten, einen marktübli-
chen Zinssatz von 1% pro Monat und zusätzliche Gebühren von marktüblichen 3% pro Monat vor. Wei-
terhin enthält der Vertrag die Bestimmung, dass sich P wegen seiner Forderungen auf Rückzahlung 
des Darlehens sowie auf Zahlung von Zinsen, Vergütungen und Kosten nur aus dem Pfand befriedigen 
darf. N unterzeichnet den Vertrag am 24. Oktober im Namen des S und schickt einen Scan an P zurück. 
Dem S leitet sie am selben Tag die mit P ausgetauschten E-Mails samt Dateianhängen weiter. Die drei 
Teil-Inhabergrundschuldbriefe zu je 10.000 € bringt S am 27. Oktober persönlich bei P vorbei und er-
hält dafür einen Pfandschein. Daraufhin zahlt P die vereinbarten 30.000 € an S aus. 

Die übrigen sieben Inhabergrundschuldbriefe behält S einstweilen für sich. Bei einem Besuch auf Burg 
Steineck am 9. November 2025 sieht N die Inhabergrundschuldbriefe zufällig in einer offenen Schreib-
tischschublade liegen und entschließt sich spontan dazu, einen der Briefe heimlich einzustecken. Ein 
wenig Liquidität könne ihr, so denkt sie sich, nämlich auch nicht schaden, weil sie nach ihrem Ba-
chelor gerne ein kostspieliges LL.M.-Studium in Australien absolvieren möchte. 

Am folgenden Tag wird N bei Privatbankierin Doldinger (D) vorstellig und übergibt der D den auf 
10.000 € lautenden Teil-Inhabergrundschuldbrief. D kommen angesichts des jugendlichen Alters der 
N zwar leise Zweifel an ihrer Berechtigung. Doch glaubt sie der N, die wortgewandt erklärt hat, dass 
ihr Onkel S ihr den Grundschuldbrief zur Finanzierung des Auslandsstudiums überlassen hätte. 
D sieht noch vorsichtshalber das Grundbuch ein und findet dort S als Eigentümer des Grundstücks 
eingetragen. Nachdem sie schließlich bei einer routinemäßigen Suche im Bundesanzeiger nach einer 
Verlustmeldung für Inhabergrundschuldbriefe am Grundstück der Burg Steineck nichts findet, gibt 
sich D zufrieden und trifft mit N folgende Vereinbarung: Der Teil-Inhabergrundschuldbrief soll ab so-
fort ihr, D, zustehen. Im Gegenzug verpflichtet sich D, den Nennbetrag der Grundschuld von 10.000 € 
an N auszuzahlen. Sollte N den Betrag nicht binnen drei Jahren mit Zinsen von 4% jährlich zurückzah-
len, ist D berechtigt, die Grundschuld zu verwerten. N soll im Übrigen nicht haften. D überweist ver-
einbarungsgemäß 10.000 € auf das von N angegebene Konto. 

Inzwischen hat S den Vertrag mit P angesichts der hohen Gebühren, die er am Ende zahlen müsste, 
bereut und schreibt dem P daher am 15. November 2025 per E-Mail, er wolle den Vertrag rückgängig 
machen. 

Frage 2: Angenommen, N wird nach Ablauf der drei Jahre zur Rückzahlung der 10.000 € nicht im-
stande sein, wird D von S die Duldung der Zwangsvollstreckung verlangen können? 

Frage 3: Kann S von P die drei Grundschuldbriefe zurückfordern? 
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Bearbeitungsvermerk:  

1. Gehen Sie davon aus, dass die Zerlegung der Grundschuld materiell-rechtlich und verfahrens-
rechtlich zulässig ist. Auf § 50 Grundbuchordnung wird hingewiesen. 

2. Gehen Sie davon aus, dass P über die Erlaubnis zum Betrieb eines Pfandleihgewerbes verfügt 
und beim Abschluss des Geschäfts nicht gegen Vorschriften des Kreditwesengesetzes versto-
ßen hat. 

Weitere Fallfortsetzung 

Am 28. November verstirbt S überraschend. Sein einziges Kind ist die Tochter Karla (K) aus einer frühe-
ren, nichtehelichen Beziehung des S. In den Unterlagen des S findet man das folgende handschriftlich 
abgefasste und unterschriebene Dokument: 

Ich bestimme hiermit meine Nichte Nathalie zur Alleinerbin, die mich zuletzt so hilfreich unter-
stützt hat. Mögest Du die Burg und unsere Familie in eine glänzende Zukunft führen! Du bist 
gewiß die geeignetste und eine überaus würdige Nachfolgerin. Karla bekommt, was ihr zusteht. 
Viel Glück euch beiden! 

Burg Steineck, den 1. November 2025, Sebastian Sigismund Freiherr von Steineck 

Nach der Eröffnung des Testaments nimmt N den Nachlass erfreut an sich und erwirkt, dass sie im 
Grundbuch als Eigentümerin des Burggrundstücks eingetragen wird. Als K von N Auskunft über den 
Bestand des Nachlasses verlangt, kommt heraus, dass einer der Inhabergrundschuldbriefe fehlt. 
N gibt alles zu und erklärt der K, dass sich der Brief bei D befindet. 

K ist entrüstet und meint, dass angesichts der Verfehlungen der N die Erbschaft in Wahrheit ihr ge-
bühre. S hätte ihr die N gewiss nicht vorgezogen, wenn er von der Untreue der N gewusst hätte. K ver-
langt deshalb von N schriftlich die Herausgabe des Nachlasses und ihre Zustimmung zu einer Um-
schreibung im Grundbuch. Eine Kopie ihres Schreibens schickt K an das Nachlassgericht. N wider-
spricht: Ihren Fehler gebe sie zu; aber an ihrer Erbenstellung vermöge das doch nichts zu ändern. 
S habe sich seine Entscheidungen stets reiflich überlegt und hätte ihr den Fehler bestimmt verziehen. 

Frage 4: Stehen K die geltend gemachten Ansprüche gegen N zu? 

Bearbeitungshinweise: 

1. Alle aufgeworfenen Rechtsfragen sind, ggf. hilfsgutachtlich, zu prüfen. 

2. Der Leitfaden zur Erstellung von Hausarbeiten von Prof. Dr. A. Maurer, als Download verfügbar auf 
der Webseite des Lehrstuhls Maurer wird zur Beachtung empfohlen. 

3. Die gedruckte Bearbeitung ist am Montag, 9. Februar 2026 zwischen 11:30 Uhr und 12 Uhr am 
Lehrstuhl abzugeben (Schloss Ehrenhof West, EW 282–285). 

4. Zusätzlich zur gedruckten Bearbeitung ist zu Kontrollzwecken (Zeichenbegrenzung + Plagiatskon-
trolle) die entsprechende Datei elektronisch an den Lehrstuhl zu übermitteln. Schicken Sie bitte 
nur Ihre reine Falllösung als Word-Dokument (ohne Deckblatt, ohne Sachverhalt, ohne Lite-
raturverzeichnis o.Ä.) per E-Mail an nick.kagelmacher@students.uni-mannheim.de. Einsende-
schluss ist Montag, der 9. Februar 2026 um 10:00 Uhr. Der Text der Falllösung muss mit der ge-
druckten Fassung identisch sein. 

https://www.uni-mannheim.de/transportrecht/lehre/
mailto:nick.kagelmacher@students.uni-mannheim.de
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5. Die Hausarbeit kann nur korrigiert werden, wenn sich der/die Bearbeiter:in bis spätestens 9. Feb-
ruar 2026 im Portal² für die Übung und die Hausarbeit selbständig angemeldet hat! Bitte nehmen 
Sie Ihre Anmeldung im Portal² rechtzeitig vor und kontrollieren Sie diese. 

6. Die Hausarbeit muss die folgenden Formatvorgaben erfüllen: Seitenrand: mindestens 5 cm 
rechts und 2 cm links, Schriftart: Arial oder eine gleichwertige Proportionalschrift, Zeilenabstand: 
1,25-fach. 

7. Für das Gutachten gilt eine Begrenzung von 55.000 Zeichen einschließlich Leerzeichen. Nicht 
mitgerechnet werden die weiteren Bestandteile der Hausarbeit nach Ziffer 8 und 9 sowie der Fuß-
notenapparat. Die Zeichenzahl des Gutachtens ist auf dem Deckblatt gut sichtbar in eckigen 
Klammern anzugeben, z.B. [51.435 Zeichen]. Bei Überschreitungen kann die Korrektur der Arbeit 
verweigert und die Leistung mit „ungenügend (0 Punkte)“ bewertet werden. 

8. Dem Gutachten sind ein Deckblatt mit Namen, Anschrift und Matrikelnummer sowie der Sach-
verhalt, eine Gliederung und ein Literaturverzeichnis voranzustellen. Die Arbeit ist zu unterschrei-
ben. Die gedruckte Fassung muss eine eigenhändig unterschriebene Erklärung mit folgendem 
Wortlaut enthalten, ohne die von der Korrektur der Arbeit abgesehen und die Prüfungsleistung mit 
„ungenügend (0 Punkte)“ bewertet werden kann: 

Hiermit versichere ich, dass diese Arbeit von mir persönlich verfasst ist und dass ich keinerlei 
fremde Hilfe und keine anderen als die zugelassenen Hilfsmittel in Anspruch genommen habe. 
Ebenso versichere ich, dass diese Arbeit oder Teile daraus weder von mir selbst noch von anderen 
als Leistungsnachweise andernorts eingereicht wurden. Ausnahmen von Satz 2 sind kenntlich ge-
macht. Wörtliche oder sinngemäße Übernahmen aus anderen Schriften und Veröffentlichungen 
in gedruckter oder elektronischer Form sind gekennzeichnet. Sämtliche verwendete Quellen sind 
nachgewiesen. Literatur ist in der Bibliographie aufgeführt. Mir ist bekannt, dass im Fall einer fal-
schen Versicherung die Arbeit mit „nicht ausreichend“ bzw. „ungenügend“ bewertet wird. Ich bin 
ferner damit einverstanden, dass meine Arbeit zum Zwecke eines Plagiatsabgleichs oder zur Kon-
trolle auf den unerlaubten Einsatz künstlicher Intelligenz pseudonymisiert in elektronischer Form 
verarbeitet werden kann. Mir ist bekannt, dass von der Korrektur der Arbeit abgesehen und die Prü-
fungsleistung mit „nicht ausreichend“ bzw. „ungenügend“ bewertet werden kann, wenn das Ein-
verständnis nicht erteilt wird. 

9. Beachten Sie bitte außerdem die neuen Vorgaben zur Verwendung Künstlicher Intelligenz (KI), die 
in Anlage 3 zum neuen Modulhandbuch niedergelegt und in der Handreichung KI (in ILIAS abruf-
bar) näher erläutert sind. Die vollständige oder anteilige Erstellung einer Prüfungsleistung durch 
KI, insbesondere durch Sprachmodelle (z.B. ChatGPT), stellt keine eigenständige Leistung dar 
und ist unzulässig. Die unterstützende Nutzung von KI ist nur zulässig, soweit sie die Eigenleistung 
des oder der Studierenden nicht infrage stellt und die Dokumentationspflichten erfüllt werden: 

a) In einem Anhang zur Hausarbeit sind alle genutzten technischen Hilfsmittel, insbesondere KI-
gestützte Anwendungen, mit dem jeweiligen Zweck ihrer Verwendung anzugeben. 

b) Werden konkrete Inhalte (z.B. Textpassagen, Argumentationen, Ergebnisse oder Gliederun-
gen) direkt von einer KI übernommen oder in wesentlichen Teilen verarbeitet, ist dies an der 
entsprechenden Stelle in der Arbeit kenntlich zu machen (z.B. durch Fußnoten). 

c) Zu dokumentieren sind insoweit auch der jeweilige Zeitpunkt der Nutzung (Abfrage) sowie die 
hierzu verwendeten Eingaben (z.B. „Prompts“). Diese Angaben sollen im Anhang zur Hausar-
beit erfolgen. 

https://www.jura.uni-mannheim.de/media/Fakultaeten/jura/Modulhandbuch_Unternehmensjurist_LLB_HWS_2025.pdf
https://ilias.uni-mannheim.de/goto.php/file/1721664/download
https://ilias.uni-mannheim.de/goto.php/file/1721664/download
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d) Bei Formulierungshilfen oder struktureller Unterstützung (wie Rechercheunterstützung) ge-
nügt die Angabe dieser Zwecke innerhalb des Anhangs zur Hausarbeit. Entsprechende Stellen 
in der Arbeit müssen nicht gekennzeichnet werden. 


